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Kleine Anfrage "Empfehlung des Preisüberwachers zu den Horttarifen" 

ln der Antwort des Preisüberwachers des Eidgenössischen Departementes für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung WBF auf die Beschwerde der nicht in der Schulpflege vertretenen grünliberalen Partei Schlierens 
gegen den Beschluss der Schulpflege Schlieren vom 30. Oktober 2018 über das Elternbeitragsreglement 
und das Betriebsreglement für die schulergänzenden Betreuungseinrichtungen empfiehlt der 
Preisüberwacher Stephan Meierhans der Schulpflege eine Änderung der beschlossenen Tarifstruktur und 
eine Änderung des Ablaufs der Einführung. 

Mit der aktuellen Berechnungsgrundlage mit einer tiefen Belegung der Kapazitäten der Hortstrukturen 
nehme es die Schulpflege in Kauf, dass die Beiträge höherer Einkommen mehr als kostendeckend seien. Der 
Preisüberwacher erachtet es als problematisch, wenn die Kosten aktueller Überkapazitäten den wenigen 
Nachfragern überwälzt würden. Er empfiehlt eine Änderung der Berechnungsgrundlage der Tarife auf einer 
kalkulatorischen Auslastung von 90%. 

Da es aber auch mit dieser Berechnung noch zu massiven Tarifaufschlägen kommen wird, empfiehlt der 
Preisüberwacher der Schulpflege Schlieren, die Tariferhöhung über mindestens drei Jahre schrittweise zu 
erhöhen. 

Des weiteren stellt er die Überlegung an, ob es sich aus volkswirtschaftlicher Sicht nicht lohnen würde die 
Tarife mehr zu subventionieren da hohe Betreuungstarife viele Personen mit Kindern davon abhalten, am 
Arbeitsleben zu partizipieren. 

Die Fragen an den Stadtrat: 

Wie gedenkt der Stadtrat, respektive die Schulpflege, mit den Empfehlungen des Preisüberwachers 
umzugehen? 

Wie ist die Umsetzung der Massnahmen geplant? 

Gibt es in Schlieren einen gesetzlichen Mindestsockel der Subventionierung, wie er vom 
Preisüberwacher im Brief ebenfalls angesprochen wird? Falls nein, ist ein solcher geplant? Falls 
nein, was spricht dagegen? 

Kann sich der Stadtrat, resp. die Schulpflege vorstellen, einen eventuellen neuen Beschluss über die 
Horttarife vorgängig und freiwillig dem Parlament zu unterbreiten? Falls nein, was wären die 
Gründe? 


